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SCHLUSSANTRÄGE DES GENERALANWALTS 

FRANCIS G. JACOBS 

vom 19. September 1991 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Dem Gerichtshof ist dieses Verfahren be­
reits bekannt, in dem die Kommission die 
Feststellung beantragt, daß das Königreich 
Belgien dadurch gegen seine Verpflichtun­
gen aus 

1) der Richtlinie 75/442/EWG des Rates 
vom 15. Juli 1975 über Abfälle (ABl. 
L 194, S. 39); 

2) der Richtlinie 84/631/EWG des Rates 
vom 6. Dezember 1984 über die Über­
wachung und Kontrolle — in der Ge­
meinschaft —• der grenzüberschreitenden 
Verbringung gefährlicher Abfälle (ABl. 
L 326, S. 31); 

3) den Artikeln 30 und 36 EWG-Vertrag 

verstoßen hat, daß es verbietet, Abfälle aus 
anderen Mitgliedstaaten oder aus einer an­
deren Region als der Region Wallonien in 
Wallomen zwischenzulagern, abzulagern 
oder abzuleiten. 

2. Die Parteien haben in der Sitzung vom 
27. November 1990 mündlich verhandelt, 
und ich habe meine Schlußanträge am 10. 
Januar 1991 gestellt. Der Gerichtshof hat je­
doch mit Beschluß vom 2. Mai 1991 nach 
Artikel 61 der Verfahrensordnung die Wie­
dereröffnung der mündlichen Verhandlung 
angeordnet, um den Parteien, den übrigen 

Mitgliedstaaten und den Organen Gelegen­
heit zu geben, zu folgender Frage Stellung 
zu nehmen: Gelten die Vertragsvorschriften 
über den freien Warenverkehr für den Ver­
kehr mit nicht wiederverwendbaren und 
nicht rückführbaren Abfällen ohne Handels­
wert oder gelten die Vertragsvorschriften 
über den freien Dienstleistungsverkehr für 
Handelsgeschäfte in bezug auf die Beseiti­
gung, die Ablagerung oder die Vernichtung 
solcher Abfälle? 

3. Außerdem wurde die Kommission aufge­
fordert, den Gerichtshof über mög­
licherweise in Vorbereitung befindliche ge­
setzgeberische Maßnahmen der Gemein­
schaft im Hinblick auf die grenzüberschrei­
tende Verbringung sowie die Zwischenlage­
rung, die Ableitung oder die Ablagerung 
ungefährlicher und nicht rückführbarer Ab­
fälle zu unterrichten und ihm mitzuteilen, 
ob sie Maßnahmen zur Beschränkung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit diesen 
Abfällen vorzuschlagen beabsichtige. Die 
belgische Regierung wurde gebeten mitzu­
teilen, ob die vorliegend in Frage stehenden 
Vorschriften (nämlich die Verordnung der 
wallonischen Regionalverwaltung vom 19. 
März 1987 in der geänderten Fassung der 
Verordnung vom 23. Juli 1987) rückführ-
bare oder nicht rückführbare Abfälle umfaß­
ten. 

4. Sowohl die Kommission als auch die bel­
gische Regierung haben auf die allein ihnen 
gestellten Fragen wie auch auf die allge­
meine Frage geantwortet, jedoch hat weder 
ein anderer Mitgliedstaat noch ein anderes 
Organ eine Stellungnahme abgegeben. Die 
belgische Regierung hat auf die ihr gestellte 
Frage mitgeteilt, daß die in Frage stehenden 

* Originalsprache: Englisch. 
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Vorschriften nur auf Abfälle Anwendung 
fänden, die entweder nicht wiederverwendet 
oder rückgeführt werden könnten oder tat­
sächlich nicht rückgerührt oder wiederver­
wendet würden. Somit findet die Verord­
nung der wallonischen Regionalverwaltung 
auf rückführbare, jedoch nicht zur Rück­
führung bestimmte Abfälle wie auf nicht 
rückführbare Abfälle Anwendung. Die 
Kommission übersandte in Beantwortung 
der ihr gestellten Frage Kopien einer an den 
Rat und das Parlament gerichteten Mittei­
lung der Kommission vom 14. September 
1989 über die Gemeinschaftsstrategie für die 
Abfallwirtschaft sowie des Vorschlags vom 
22. Mai 1991 für eine Richtlinie des Rates 
über das Einbringen von Abfällen in Depo­
nien. Die Kommission wies den Gerichtshof 
auch auf den Vorschlag für eine Verord­
nung des Rates zur Überwachung und Kon­
trolle der Verbringung von Abfällen in der, 
in die und aus der Gemeinschaft (ABl. 1990, 
C 289, S. 9) sowie auf die vor kurzem er­
lassene Richtlinie des Rates vom 18. März 
1991 zur Änderung der Richtlinie 
75/442/EWG über Abfälle (ABl. 1991, 
L 78, S. 32) hin. 

Abfälle und freier Warenverkehr 

5. Ich habe in Nr. 16 meiner vorausgegan­
genen Schlußanträge ausgeführt, daß die 
Vertragsvorschriften über den freien Waren­
verkehr als auf alle Arten von Abfällen, so­
gar auf nicht rückführbare oder wiederver­
wendbare, anwendbar anzusehen seien. Ich 
halte es für hilfreich, die Gründe für meine 
Ansicht im Lichte der Antworten der Par­
teien auf die Fragen des Gerichtshofes näher 
darzustellen. 

6. Die Vertragsvorschriften über den freien 
Warenverkehr sind Dreh- und Angelpunkt 
der Gemeinschaft. Nach Artikel 9 EWG-
Vertrag ist „Grundlage der Gemeinschaft … 
eine Zollunion, die sich auf den gesamten 
Warenaustausch erstreckt“. Der Vertrag 
enthält jedoch keine Definition des Begriffs 
„Waren“ (anders als beispielsweise der 
EGKS-Vertrag, der eine Definition der Be­
griffe „Kohle“ und „Stahl“ enthält). Dieses 
Fehlen einer Definition ist vielleicht schon 
ein Anzeichen dafür, daß der Begriff weit 
auszulegen ist. Im Gegensatz dazu ist der 
Begriff der „Dienstleistungen“ in Artikel 60 
EWG-Vertrag zumindest teilweise definiert, 
wo es heißt: 

„Dienstleistungen im Sinne dieses Vertrages 
sind Leistungen, die in der Regel gegen 
Entgelt erbracht werden, soweit sie nicht 
den Vorschriften über den freien Waren-
und Kapitalverkehr und über die Freizügig­
keit der Personen unterliegen. 

…“ 

7. Wie sich aus Artikel 60 EWG-Vertrag 
zweifelsfrei ergibt, umfaßt der Begriff der 
Dienstleistungen eine Restgruppe von 
Transaktionen, die vom freien Waren- und 
Kapitalverkehr und der Freizügigkeit nicht 
umfaßt sind: vgl. Urteil vom 11. Juli 1985 in 
den Rechtssachen 60/84 und 61/84 (Ciné-
thèque, Slg. 1985, 2605, Randnrn. 10 
und 11). Der subsidiäre Charakter der Ver­
tragsvorschriften über die Dienstleistungen 
wurde vor kurzem im Urteil vom 30. April 
1991 in der Rechtssache C-239/90 (Bo-
scher, Slg. 1991, I-2023) aufgezeigt. In die­
sem Urteil wurde eine nationale Regelung, 
durch die die öffentliche Versteigerung von 
Waren dadurch beschränkt wurde, daß dem 
Eigentümer der Waren eine Pflicht zur Ein­
tragung am Ort der Versteigerung auferlegt 
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wurde, als mit Artikel 30 EWG-Vertrag un­
vereinbar angesehen. Artikel 59 fand keine 
Anwendung, obwohl die Beschränkung 
zweifellos auch eine Behinderung der 
Dienstleistungen darstellte, die der Verstei­
gerer in anderen Mitgliedstaaten ansässigen 
Kunden erbrachte. 

8. Die Vertragsvorschriften über den freien 
Warenverkehr können also unabhängig da­
von Anwendung finden, ob die in Frage ste­
henden Transaktionen auch die Gelegenheit 
zur Erbringung von Dienstleistungen bieten. 
Selbst wenn man unterstellt, daß ein die Be­
seitigung von Abfällen übernehmender Ver­
tragspartner gegenüber dem Abfallerzeuger 
eine „Dienstleistung" im Sinne des Vertra­
ges erbringt, würde dies allein nicht ausrei­
chen, um die Transaktion unter die Ge­
meinschaftsvorschriften über die Dienstlei­
stungen fallen zu lassen. Diese Vorschriften 
finden nämlich nur Anwendung, wenn die 
in Frage stehende Transaktion nicht von 
den Vorschriften über den freien Warenver­
kehr umfaßt ist. Das heißt nicht, daß es 
nicht Fälle gäbe, in denen eine Transaktion, 
die sowohl den Verkehr mit Waren als auch 
die Erbringung von Dienstleistungen um­
faßt, zu Recht als unter Artikel 59 EWG-
Vertrag fallend angesehen werden kann: Als 
Beispiel ließe sich der Fall anführen, daß 
Waren vorübergehend zu Zwecken der Re­
staurierung oder Reparatur in einen anderen 
Mitgliedstaat verbracht werden. In solchen 
Fällen ist die Verbringung nur gelegentlich 
der betreffenden Transaktion erfolgt. Wo 
jedoch wie im vorliegenden Fall der Sinn 
der Transaktion gerade darin liegt, den Ge­
genstand auf Dauer von einem Mitgliedstaat 
in einen anderen zu verbringen, damit er 
dort zwischengelagert, abgelagert oder ver­
nichtet werden kann, läßt sich der Waren­
verkehr nicht als nur gelegentlich der Er­
bringung von Dienstleistungen erfolgt anse­
hen, auch wenn Vorgänge der Zwischenla­
gerung, Ablagerung oder Vernichtung als 

„Dienstleistung" im Sinne des Vertrages an­
gesehen werden: vgl. Urteil vom 7. Mai 
1985 in der Rechtssache 18/84 (Kom­
mission/Frankreich, Slg. 1985, 1339, Rand-
nr. 12). 

9. Demzufolge sind zwei Fragen zu unter­
suchen: Die erste geht dahin, ob nicht rück-
führbare Abfälle tatsächlich „Waren" im 
Sinne des Vertrages sind; die zweite geht 
dahin, ob die in Frage stehenden Transak­
tionen Merkmale aufweisen, die sie vom 
Anwendungsbereich der Vorschriften über 
den freien Warenverkehr ausnehmen. Ich 
werde diese Fragen nacheinander behan­
deln. 

10. Die Bedeutung des Begriffs „Waren" 
wurde im Urteil vom 10. Dezember 1968 in 
der Rechtssache 7/68 (Kommission/Italien, 
Slg. 1968, 634) ausdrücklich behandelt. In 
diesem Rechtsstreit versuchte die italienische 
Regierung geltend zu machen, daß Gegen­
stände künstlerischer, geschichtlicher, ar­
chäologischer oder ethnographischer Art 
keine „Gegenstände des allgemeinen Han­
dels" seien und deshalb keine unter Artikel 
16 EWG-Vertrag (der Ausfuhrzölle und 
Abgaben gleicher Wirkung verbietet) fallen­
den Waren darstellten. Der Gerichtshof 
wies diese Argumentation zurück und stellte 
in seinem Urteil (a. a. O., S. 642) fest: 

„Nach Artikel 9 des Vertrages ist Grund­
lage der Gemeinschaft eine Zollunion, ,die 
sich auf den gesamten Warenaustausch er­
streckt'. Unter Waren im Sinn dieser Vor­
schrift sind Erzeugnisse zu verstehen, die ei­
nen Geldwert haben und deshalb Gegen­
stand von Handelsgeschäften sein können. 
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Die durch das italienische Gesetz erfaßten 
Erzeugnisse teilen nun aber, durch welche 
sonstigen Eigenschaften sie sich auch von 
anderen Handelsgütern unterscheiden mö­
gen, mit diesen letzteren das Merkmal, daß 
sie einen Geldwert haben und deshalb Ge­
genstand von Handelsgeschäften sein kön­
nen." 

11. Unter Bezugnahme auf die zitierte 
Stelle macht die belgische Regierung gel­
tend, es sei nicht ausreichend, daß die be­
treffenden Erzeugnisse Gegenstand von 
Handelsgeschäften sein könnten; sie müßten 
auch einen „Wert haben", womit die belgi­
sche Regierung offenbar meint: einen positi­
ven, nicht einen negativen Wert. Meines Er-
achtens ist jedoch der in der zitierten Stelle 
verwendete Ausdruck „einen Geldwert ha­
ben" nicht in dieser Weise eng auszulegen. 
Vor dem Hintergrund der sich dem Ge­
richtshof in der Rechtssache 7/68 stellenden 
Problematik ist offensichtlich, daß „einen 
Geldwert haben" nicht als Gegensatz zu 
„wertlos" oder „einen negativen Wert ha­
ben" verstanden wurde, sondern als Gegen­
satz zu „ohne Preis" im Sinne eines solch 
hohen oder vielleicht solch unbestimmten 
oder unbeschreibbaren (künstlerischen, hi­
storischen usw.) Wertes, daß dieser nicht 
mit finanziellen Begriffen erfaßt werden 
kann. Wie der Gerichtshof ausführte, war es 
nicht nur möglich, die Gegenstände mit fi­
nanziellen Begriffen zu erfassen; die in 
Frage stehende italienische Abgabe wurde 
tatsächlich auch anhand dieser finanziellen 
Werte berechnet. 

12. Es ist zweifelhaft, ob der Gerichtshof in 
seinem Urteil vom 10. Dezember 1968 in 
der Rechtssache 7/68 eine erschöpfende 

Definition des Begriffs „Waren" geben 
wollte; doch steht jedenfalls fest, daß Ge­
genstände mit „negativem" Wert (d. h. Ge­
genstände, für deren Beseitigung ihr Eigen­
tümer bereit ist, einen Preis zu bezahlen) 
Gegenstand von Handelsgeschäften sein 
können. Außerdem wäre eine wirtschaftliche 
Tätigkeit, die in der Beseitigung und Rück­
führung von Abfällen besteht, unmöglich, 
wenn nicht ein Preis bestimmt werden 
könnte, zu dem die Übernahme der Verant­
wortung für die Abfälle wirtschaftlich renta­
bel ist. Da für Abfälle ein freier Markt be­
steht, werden solche „negativen" Preise von 
den Marktkräften in ähnlicher Weise be­
stimmt wie in dem gewöhnlicheren Fall der 
Waren mit positivem Wert. Abfälle sind des­
halb Gegenstände, die einen Geldwert ha­
ben, und können somit Gegenstand von 
Handelsgeschäften sein. Ich bin deshalb der 
Ansicht, daß, selbst wenn die im Urteil vom 
10. Dezember 1968 in der Rechtssache 7/68 
gegebene Definition des Begriffs „Waren" 
als erschöpfend anzusehen wäre, es dieser 
Definition nicht widerspräche, Gegenstände 
mit negativem Wert, wie etwa nicht rück-
führbare Abfälle, als Waren im Sinne des 
Vertrages zu qualifizieren. 

13. Auch ist darauf hinzuweisen, daß die 
Begriffe des negativen Preises und des nega­
tiven Wertes den Ökonomen bekannt sind: 

„Zu negativen Größen kommt es in der 
Wirtschaftswissenschaft wie in anderen Wis­
senschaften, wenn eine Variable über den 
Wert Null hinaus zu weniger als Nichts 
wird, so daß deren Addition nicht eine Ver­
mehrung, sondern eine Verminderung be­
wirkt. Die meisten ökonomischen Größen 
können einem solchen Vorzeichenwechsel 
unterworfen werden. So wird aus Vermögen 
durch Hinzufügen des Minus-Zeichens 

I - 4463 



SCHLUSSANTRÄGE VON HERRN JACOBS — RECHTSSACHE C-2/90 

Schuld ... Jevons schlägt den Gebrauch des 
Begriffs ,Nicht-Güter' vor, um Gegenstände 
oder Handlungen zu bezeichnen, die das 
Gegenteil von Gütern sind, d. h. alles, dessen 
wir uns entledigen wollen, wie etwa Asche 
oder Abwasser {Theory, 2. Auflage, S. 63). 
Von solchen Gegenständen kann gesagt 
werden, daß sie einen negativen Wert ha­
ben ..." 

( The New Palgrave: A Dictionary of Econo­
mics, herausgegeben von Eatwell, Milgate 
und Newman (London 1987); Artikel „Ne­
gative Größen", Nachdruck aus Palgrave's 
Dictionary of Political Economy). 

14. Die nächste Frage geht dahin, ob die in 
Rede stehenden Transaktionen — solche 
nämlich, die die grenzüberschreitende Ver­
bringung nicht rückführbarer Abfälle zu 
Zwecken der Zwischenlagerung, Ablage­
rung oder Beseitigung umfassen — Merk­
male aufweisen, die sie vom Anwendungsbe­
reich der Artikel 30 bis 36 EWG-Vertrag 
ausnehmen. 

15. Zunächst ist festzustellen, daß für Ge­
genstände, unabhängig davon, ob sie zu 
Zwecken des Verkaufs oder Weiterverkaufs 
grenzüberschreitend befördert werden oder 
nicht, die Vertragsvorschriften über den 
freien Warenverkehr in Anspruch genom­
men werden können. Der Grundsatz des 
freien Warenverkehrs ist nicht auf Waren 
beschränkt, die für den Handel im Einfuhr­
mitgliedstaat bestimmt sind; der Grundsatz 
erstreckt sich beispielsweise auf Waren, die 
von einer Privatperson für ihren persönli­
chen Bedarf eingeführt werden: vgl. die Ur­
teile vom 7. März 1989 in der Rechtssache 
215/87 (Schumacher, Slg. 1989, 617) und 
vom 7. März 1990 in der Rechtssache 

C-362/88 (GB-Inno-BM, Slg. 1990, 1-667); 
vgl. auch die Ausführungen des Generalan­
walts Warner im Urteil vom 14. Dezember 
1979 in der Rechtssache 34/79 (Henn und 
Darby, Slg. 1979, 3795, 3827). 

16. Ich halte es darüber hinaus für grund­
sätzlich falsch, den freien Warenverkehr auf 
den Verkehr mit Gegenständen mit positi­
vem Wert zu beschränken. Auf einen Ge­
genstand mit negativem Wert können sich 
ebensogut Eigentumsrechte und Pflichten 
beziehen, wie auf einen Gegenstand mit po­
sitivem Wert. Zu diesen Rechten und Pflich­
ten müssen solche gezählt werden, die sich 
auf die sichere Beseitigung des Gegenstands 
beziehen. Nach innerstaatlichem Recht wird 
dem Eigentümer eines Gegenstands typi­
scherweise nicht nur das Recht zu dessen 
rechtmäßiger Benutzung zustehen, sondern 
auch das Recht, wiederum innerhalb der 
Grenzen der Rechtmäßigkeit zu entschei­
den, auf welche Weise dieser zu beseitigen 
ist. Meines Erachtens kann im vorliegenden 
Zusammenhang keine rechtserhebliche Un­
terscheidung gemacht werden zwischen dem 
Recht zur Beseitigung eines Gegenstands 
durch Konsum und dem Recht zur Beseiti­
gung durch Zwischenlagerung, Ablagerung 
oder Ableitung. Für den Umweltschützer 
beispielsweise dürfte letzteres Recht von 
größerer Bedeutung sein als ersteres. Daraus 
ergibt sich meines Erachtens, daß der freie 
Warenverkehr ebensosehr die Freiheit um­
faßt, Gegenstände grenzüberschreitend zu 
verbringen, um diese in einem anderen Mit­
gliedstaat billiger oder sicherer zu beseiti­
gen, wie die Freiheit, persönliche Gegen­
stände ·—• wie in der Rechtssache 215/87 
(Schumacher, vgl. oben, Randnr. 15) •—• 
über eine Grenze zu bringen. Der freie Wa­
renverkehr umfaßt also nicht nur zur Wei­
terveräußerung bestimmte Waren, sondern 
auch solche, die zum Verbrauch, zur Lage­
rung oder zur Beseitigung bestimmt sind. 
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17. In der mündlichen Verhandlung ver­
suchte die belgische Regierung zwischen 
dem Verkehr mit Gegenständen zu Zwek-
ken des Verbrauchs in einem anderen Mit­
gliedstaat und dem Verkehr mit Abfällen zu 
Zwecken der Beseitigung zu differenzieren. 
Sie machte insbesondere geltend, daß im 
Verbrauch eines Erzeugnisses der „eigentli­
che Zweck" von Handelsgeschäften liege 
und dieser demzufolge ein wesentlicher Teil 
des Wirtschaftskreislaufs von Herstellung, 
Handel und Verbrauch darstelle. Damit be­
trachtet die belgische Regierung wohl die 
Herstellung und Beseitigung von Abfällen 
nicht als einen wesentlichen Teil des Kreis­
laufs wirtschaftlicher Tätigkeit. Dieser 
Sichtweise kann ich nicht zustimmen. So­
wohl die Herstellung als auch der Ver­
brauch von Waren führt nicht nur zur Er­
zeugung von Gegenständen von positivem 
Nutzen sondern ebenso zwangsläufig zur 
Entstehung von nutzlosen und manchmal 
gefährlichen Abfällen. Entscheidungen über 
die Beseitigung solcher Abfälle sind ebenso­
sehr Bestandteil des Wirtschaftskreislaufs 
wie Entscheidungen über den Verbrauch, 
die Herstellung oder den Handel. 

18. Der Begriff der „Waren" im Sinne des 
Vertrages muß also meines Erachtens alle 
beweglichen körperlichen Gegenstände um­
fassen, auf die sich Eigentumsrechte oder 
Pflichten beziehen können (und die deshalb 
einen positiven oder negativen Geldwert ha­
ben). Wenn die Ausübung solcher Rechte 
oder die Erfüllung solcher Pflichten die Be­
förderung des Gegenstands von einem Mit­
gliedstaat in einen anderen miteinschließt, 
sind nationale Vorschriften, die eine solche 
Beförderung beschränken, anhand Artikel 
30 bis 36 EWG-Vertrag zu prüfen. 

19. Es wäre nicht nur, wie ich vorstehend 
ausgeführt habe, ein grundsätzlicher Fehler, 
die Vertragsvorschriften über den freien 
Warenverkehr auf Artikel zu beschränken, 
die einen positiven Wert haben; es wäre 
auch schwierig, dies praktisch durchzufüh­
ren. Wie die Kommission ausgeführt hat, 
kann im vorliegenden Zusammenhang keine 
brauchbare Unterscheidung zwischen rück-
führbaren und nicht rückführbaren Abfällen 
gemacht werden. Beide Arten von Abfall 
können Erzeugnisse mit negativem Wert 
sein, da der Erzeuger der Abfälle in beiden 
Fällen einen Preis für deren Beseitigung be­
zahlen, d. h. einen „negativen" Preis ver­
langen wird. Im Falle nicht rückführbarer 
Abfälle wird der Preis selbstverständlich im­
mer negativ sein; doch kann er auch dann 
negativ sein, wenn die Abfälle rückgeführt 
werden, da der Erlös der Rückführung 
möglicherweise die Kosten für Beförderung 
und Wiederherstellung nicht völlig deckt. In 
manchen Fällen mögen die Abfälle rück-
führbar, doch tatsächlich nicht zur Rück­
führung bestimmt sein; ich erinnere daran, 
daß die Verordnung der wallonischen Re­
gionalverwaltung solche Abfälle betrifft. Ob 
eine bestimmte Menge von Abfällen wieder 
rückgeführt wird, hängt von einer Reihe 
von Faktoren ab, darunter dem gegenwärti­
gen Stand des technischen Know-how, den 
Kosten konkurrierender Rohstoffe, den Ko­
sten des Rückführungsprozesses als solche 
sowie den Absichten und Kapazitäten des 
rückführenden Unternehmens. Es ist meines 
Erachtens deshalb äußerst schwierig, zwi­
schen diesen verschiedenen Abfallarten eine 
brauchbare Unterscheidung zu machen, in­
dem man die eine als „Waren", die andere 
nur als Gelegenheit zur Erbringung von 
Dienstleistungen qualifiziert; tatsächlich 
schien der Gerichtshof in früheren Fällen, 
die Abfälle betrafen, nicht geneigt, in sol­
cher Weise zu differenzieren: vgl. die Ur­
teile vom 10. März 1983 in der Rechtssache 
172/88 (Inter-Huiles, Slg. 1983, 555) und 
vom 7. Februar 1985 in der Rechtssache 
240/83 (ADBHU, Slg. 1985, 531). In die­
sem Zusammenhang beruft sich die Kom­
mission auch auf die Urteile vom 12. Mai 
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1987 in den Rechtssachen 372/85 bis 
374/85 (Slg. 1987, 2141) und vom 28. März 
1990 in den Rechtssachen C-206/88 und 
C-207/88 (Vessoso und Zanetti, Slg. 1990, 
1-1461); meines Erachtens stand in diesen 
Fällen jedoch der Anwendungsbereich des 
freien Warenverkehrs nicht einmal mittelbar 
in Frage. 

20. Darüber hinaus kann eine einzelne Ab­
fallsendung sowohl rückführbaren als auch 
nicht rückführbaren Abfall enthalten, oder 
sie kann rückführbaren Abfall enthalten, der 
nur zum Teil tatsächlich zur Rückführung 
bestimmt ist. Es wäre meines Erachtens ein 
unbefriedigendes Ergebnis, wenn der freie 
Verkehr für einen Teil der Sendung nach 
Artikel 30 EWG-Vertrag, für den übrigen 
Teil nach Artikel 59 EWG-Vertrag in An­
spruch genommen werden könnte. 

21. Es wäre nicht nur schwierig, zwischen 
rückführbaren und nicht rückführbaren Ab­
fällen, sondern auch, zwischen rückführba­
ren Abfällen und anderen Rohstoffen zu un­
terscheiden. Es ist darauf hinzuweisen, daß 
Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe i der Verord­
nung (EWG) Nr. 802/68 des Rates vom 27. 
Juni 1968 über die gemeinsame Begriffsbe­
stimmung für den Warenursprung (ABl. 
1968, L 148, S. 1) auf „Ausschuß und Ab­
fälle" Bezug nimmt. Darüber hinaus sind, 
wie die Kommission bemerkt, verschiedene 
Abfallarten zweifellos deshalb im Gemeinsa­
men Zolltarif enthalten, weil sie bedeutende 
Rohstoffquellen sind. Es könnte natürlich 
sein, daß es sich bei den darin enthaltenen 
Abfallarten um jene handelt, die normaler­
weise eher einen positiven als einen negati­
ven Marktwert haben; ich sehe jedoch kei­
nen Grund, zwischen den beiden Fällen in 
bezug auf den Grundsatz des freien Waren­
verkehrs zu unterscheiden, zumal eine be­
stimmte Abfallart — je nach den Kosten 
und der Verfügbarkeit anderer Rohstoff­

quellen — zu verschiedenen Zeiten zu der 
einen oder der anderen Kategorie gehören 
kann. 

22. Aus all diesen Gründen komme ich zu 
dem Schluß, daß der Begriff „Waren" im 
Sinne des Vertrages nicht rückführbare und 
nicht wiederverwendbare Abfälle umfaßt 
und daß für Beschränkungen des Verkehrs 
mit solchen Abfällen zwischen den Mit­
gliedstaaten nicht die Vorschriften des Ver­
trages über den freien Dienstleistungsver­
kehr sondern jene über den freien Waren­
verkehr gelten. Ungeachtet dessen, daß die 
vorliegend in Frage stehenden einzelstaatli­
chen Rechtsvorschriften nur für Abfälle gel­
ten, die nicht wiederverwendet oder rückge­
führt werden können oder werden, bleibe 
ich deshalb bei der Ansicht, daß solche 
Rechtsvorschriften gegen Artikel 30 EWG-
Vertrag verstoßen. 

23. In der mündlichen Verhandlung wurde 
erörtert, welche Maßnahmen ein Mitglied­
staat treffen darf, um bestimmte Regionen 
oder Orte vor einem unerwünschten Zu­
strom nicht rückführbarer Abfälle zu schüt­
zen. Es steht fest, daß solche Maßnahmen 
nach anerkannten Grundsätzen entweder 
gemäß Artikel 36 EWG-Vertrag oder auf­
grund eines der vom Gemeinschaftsrecht 
anerkannten zwingenden Erfordernisse, zu 
denen auch der Umweltschutz gehört, ge­
rechtfertigt werden könnten: vgl. das Urteil 
vom 20. September 1988 in der Rechtssache 
302/86 (Kommission/Dänemark, Slg. 1988, 
4607). Wird ein nicht in Artikel 36 EWG-
Vertrag erwähntes zwingendes Erfordernis 
zur Rechtfertigung angeführt, müssen die 
betreffenden Maßnahmen auf einheimische 
und eingeführte Abfälle unterschiedslos an­
wendbar sein. Selbst wenn die Transaktio­
nen als Dienstleistungen zu qualifizieren 
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wären, müßte meines Erachtens die Recht­
fertigung für jegliche Beschränkung nach 
ähnlichen Grundsätzen zu beurteilen sein. 
So sieht Artikel 56 EWG-Vertrag, der ge­
mäß Artikel 66 EWG-Vertrag auf Dienstlei­
stungen Anwendung findet, eine Ausnahme 
vom freien Dienstleistungsverkehr aus 
Gründen der öffentlichen Gesundheit vor; 
im Falle unterschiedslos anwendbarer Maß­
nahmen können Beschränkungen von 
Dienstleistungen mit zwingenden Gründen 
des Allgemeininteresses gerechtfertigt wer­
den (vgl. Urteil vom 25. Juli 1991 in der 
Rechtssache C-288/89, Stichting Collectieve 
Antennevoorziening Gouda, Sig. 1991, 
4007, Randnr. 13). 

24. Wendet man diese Grundsätze an, so 
lassen sich meiner Ansicht nach zumindest 
einige Beschränkungen der Verbringung 
von Abfällen mit Gründen des Umwelt­
schutzes rechtfertigen. Da Umweltschutz 
ein in Artikel 36 EWG-Vertrag nicht er­
wähntes zwingendes Erfordernis ist, müßte 
jedoch eine solche Maßnahme auf einheimi­
sche und ausländische Abfälle unterschieds­
los anwendbar sein. Wie ich in meinen vor­
ausgegangenen Schlußanträgen in Nr. 20 
festgestellt habe, kann dieser Voraussetzung 
eine Maßnahme nicht genügen, die einfach 
nur die Benutzung von Müllagerplätzen ei­
ner bestimmten Region oder eines bestimm­
ten Ortes auf an diesem Ort oder in dieser 
Region erzeugte Abfälle beschränkt. Eine 
Vorschrift dieser Art bevorzugt eindeutig 
einheimisch erzeugte Abfälle, insbesondere 
wenn, wie im Falle der Verordnungen der 
wallonischen Regionalverwaltung, bei Ab­
fällen aus anderen Regionen dieses Mit­
gliedstaats Ausnahmen gemacht werden 
dürfen. Im vorliegenden Falle können die 
streitigen Maßnahmen deshalb nicht durch 
Gründe des Umweltschutzes gerechtfertigt 
werden. Dagegen kann eine in der gesamten 
Region eines Mitgliedstaats anwendbare 
Vorschrift, nach der Abfälle am Ort ihrer 

Erzeugung zu beseitigen sind, als unter­
schiedslos anwendbar angesehen werden. 
Eine solche Vorschrift würde die Verbrin­
gung örtlich erzeugter Abfälle an einen an­
deren Ort oder in einen anderen Mitglied­
staat in derselben Weise verhindern, wie sie 
die Beseitigung von aus einem anderen Staat 
oder einem anderen Ort stammenden Abfäl­
len verhindert. Eine solche Maßnahme 
könnte außerdem durch die Notwendigkeit 
gerechtfertigt werden, die Menge der Ab­
fälle im Transitverkehr zu verringern und 
die für die Abfallbeseitigung benutzten Flä­
chen zu beschränken. Ob eine solche Maß­
nahme im Hinblick auf diese Ziele tatsäch­
lich verhältnismäßig wäre, könnte natürlich 
nur unter Berücksichtigung aller erheblichen 
Sachumstände entschieden werden. 

Neuere Gemeinschaftsvorschriften und Ge­
setzesvorschläge 

25. Wie ich oben in Nr. 4 dargelegt habe, 
hat die Kommission den Gerichtshof auf 
verschiedene vor kurzem ergangene Ge­
meinschaftsvorschriften auf dem Gebiet der 
Abfälle bzw. entsprechende Vorschläge auf­
merksam gemacht. In meinen vorausgegan­
genen Schlußanträgen habe ich in den Nrn. 
23 bis 26 bereits die Entschließung des Ra­
tes vom 7. Mai 1990 über die Abfallpolitik 
(ABl. 1990, C 122, S. 2) und den Vor­
schlag für eine Verordnung des Rates zur 
Überwachung und Kontrolle der Verbrin­
gung von Abfällen in der, in die und aus der 
Gemeinschaft (ABl. 1990, C 289, S. 9) nä­
her untersucht. Ich vertrete weiterhin den 
Standpunkt, daß das von der wallonischen 
Regionalverwaltung erlassene allgemeine 
Verbot der Einfuhr von Abfällen sich selbst 
dann nicht durch die Entschließung des Ra­
tes oder durch den Verordnungsentwurf 
rechtfertigen ließe, wenn ersterer ein ver­
bindlicher Rechtsakt oder letzterer gegen­
wärtig in Kraft wäre. 
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26. Mit der Richtlinie 91/156/EWG des 
Rates vom 18. März 1991 erfüllt der Rat die 
in seiner Entschließung vom 7. Mai 1990 
eingegangene Verpflichtung, die Richtlinie 
75/442/EWG zu ändern. In Artikel 5 der 
geänderten Richtlinie heißt es: 

„(1) Die Mitgliedstaaten treffen... Maßnah­
men, um ein integriertes und angemessenes 
Netz von Beseitigungsanlagen zu errich­
ten ... Dieses Netz muß es der Gemeinschaft 
insgesamt erlauben, die Entsorgungsautarkie 
zu erreichen, und es jedem einzelnen Mit­
gliedstaat ermöglichen, diese Autarkie anzu­
streben, wobei die geographischen Gege­
benheiten oder der Bedarf an besonderen 
Anlagen für bestimmte Abfallarten berück­
sichtigt werden. 

(2) Dieses Netz muß es darüber hinaus ge­
statten, daß die Abfälle in einer der am 
nächsten gelegenen geeigneten Entsor­
gungsanlagen unter Einsatz von Methoden 
und Technologien beseitigt werden, die am 
geeignetsten sind ..." 

Ein einseitiges Verbot der Einfuhr von Ab­
fällen durch einen Mitgliedstaat könnte mei­
nes Erachtens sehr wohl mit der Errichtung 
eines solchen integrierten Netzes unverein­
bar sein. Insbesondere könnte ein solches 
Verbot zur Folge haben, daß Abfälle aus ei­
nem benachbarten Mitgliedstaat nicht in ei­
ner der am nächsten gelegenen geeigneten 
Anlagen beseitigt werden könnten. 

27. Es trifft zu, daß Artikel 5 der geänder­
ten Richtlinie sich auf das Ziel der Mitglied­
staaten bezieht, individuell die Entsorgungs­
autarkie anzustreben. Zweifellos darf aber 
dieses Ziel nicht in einer mit den Artikeln 30 

bis 36 EWG-Vertrag unvereinbaren Weise 
erreicht werden. Obwohl es sich also bei der 
Verringerung der grenzüberschreitenden 
Verbringung von Abfällen um ein legitimes 
Ziel der Umweltschutzpolitik der Gemein­
schaft handeln mag, darf dies nicht im 
Wege mengenmäßiger Beschränkungen an 
nationalen Grenzen erreicht werden. Es ist 
vielmehr durch eine Verbesserung der Ab­
fallbeseitigungsanlagen und, vielleicht in er­
ster Linie, mittels einer Beschränkung der 
erzeugten Abfallmengen zu erreichen (vgl. 
die vierte Begründungserwägung der geän­
derten Richtlinie). Mit anderen Worten ist 
es nicht durch ein Verbot der Einfuhr von 
Abfällen aus anderen Mitgliedstaaten zu er­
reichen, sondern dadurch, daß man die Er­
forderlichkeit von Abfallausfuhren verrin­
gert. 

28. Außerdem steht das in Artikel 5 er­
wähnte Ziel der Entsorgungsautarkie unter 
dem Vorbehalt, daß die „geographischen 
Gegebenheiten" und der „Bedarf an beson­
deren Anlagen für bestimmte Abfallarten" 
zu berücksichtigen sind; dieses Ziel ist da­
durch zu erreichen, daß die Mitgliedstaaten 
nach Artikel 7 der geänderten Richtlinie 
Abfallbewirtschaftungspläne aufstellen. Im 
Hinblick auf solche Pläne dürfen die Mit­
gliedstaaten die erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen, um das Verbringen von Abfällen 
zu unterbinden (vgl. Artikel 7 Absatz 3). 

29. Obwohl ich demzufolge immer noch 
der Ansicht bin, daß das Verbot der wallo­
nischen Regionalverwaltung der gegenwär­
tig geltenden Fassung der Richtlinie 
75/442/EWG nicht zuwiderläuft, ist dies 
möglicherweise nach dem 1. April 1993 
nicht länger der Fall, wenn nämlich die Frist 
für die Durchführung der geänderten Richt­
linie abgelaufen sein wird. 
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30. Der Vorschlag einer Richtlinie des Ra­
tes über die Beseitigung von Abfällen vom 
22. Mai 1991 steht mit dem Verkehr von 
Abfällen zwischen den Mitgliedstaaten nicht 
in direkter Beziehung, da er eher die Har­
monisierung der Verfahren und der Benut­
zungskriterien dieser Beseitigungsmethode 
innerhalb des Gebiets der Mitgliedstaaten 
betrifft. Ebenso steht jedoch fest, daß eine 

solche Harmonisierung von Vorschriften 
auf einem hohen Niveau des Umweltschut­
zes (vgl. zweite Begründungserwägung des 
Richtlinienentwurfs) eine geeignete Ergän­
zung des freien Verkehrs mit Abfällen dar­
stellt und in gewissem Maß sogar den Inter­
essen der wallonischen Regionalverwaltung 
förderlich sein könnte. 

Schlußanträge 

31. Ich bleibe deshalb bei dem Antrag, 

1) festzustellen, daß das Königreich Belgien dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 84 /631 /EWG des Rates und aus Artikel 30 EWG-Vertrag 
verstoßen hat, daß es verbietet, Abfälle aus anderen Mitgliedstaaten und, soweit 
Abfall aus anderen Mitgliedstaaten betroffen ist, aus anderen Regionen Bel­
giens als Wallonien, in Wallonien zwischenzulagern, abzulagern oder abzulei­
ten; 

2) die Klage im übrigen abzuweisen; 

3) dem Königreich Belgien die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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